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Begründung! § 9 (g) Baugesetzbuch

Die I. Änderung des Bebauungsplans BahnhofstraDc-Wesl umfässt eine Reduzierung der
Anzahl der zulässigen Vollgeschossc im Bereich ̂ GE3" von III auf II. Dem eni^rechend
wird dieCeschossfÜchenzahl von 2.1 aufl.4 reduziert.
Im Einvemdimen mit den Eigentümern der betroffenen Grundstücke hat sich herausgestellt,
dass eine Bebauung mit 3 Vollgeschossen derzeit nicht absehbar ist.

Im Übrigen bleiben die Festsetzungen des Bd)auungsplans BahnhofstiaBe-West unverändert
weiterhin gültig.

Durch die Änderung des Bebauungsplans werden die Grundzüge der Planung nicht berührt
Die Aufstellung erfolgt daher im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB, da durch den
Bebauungsplan die Zulässigkcit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfuhrung einet
Umweltvcrträgiichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird. Es
bestchot auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § I Abs. 6 Nr. 7 b
BauGB genannten Schutzgüter.

Von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach ü 3 Abs. I und § 4 Abs. l BauGB
wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. I BauGB ̂gesehen.
Der betroffenen Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Stellungnahme durch Auslegung nach §
3 Abs. 2 BauGB gegeben (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB).
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sind durch die Änderung nicht berührt
Eine Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt daher nicht
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Textteil zum Bebauungsplan .Bahnhofstraße-West" Proj.-Nr. bo05070 *

GEMEINDE : BÖBINGEN AN DER REMS

GEMARKUNG : BÖBINGEN AN DER REMS

FLUR : 003 (UNTERBÖBINGEN)

KREIS : OSTALBKREIS

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes treten Im Geltungsbereich alle bisherigen Festsetzungen außer
Kraft.

Dies gilt besonders für Teile des Bebauungsplanes „Ortsmitte", rechtsverbindlich seit 12.09.1986.

RECHTSGRUNDLAGEN DES BEBAUUNGSPLANES SIND:

BauGB Das Baugesetzbuch In der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBI. I Seite 2414),

BauNVO die Baunutzungsverordnung In der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132),

PlanzVOO die Planzeichenverordnung 1990 In der Fassung vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 Seite 58),

BNatSchG das Gesetz über Naturschutz- und Landschaftspflege In der Fassung vom 04. April 2002
(BGBI. I Seite 1193),

UVPG Das Gesetz über die Umweltverträgllchkeltsprüfung In der Fassung vom OS.September
2001 (BGBI. I Seite 2350),

LBO die Landesbauordnung für Baden-Württemberg In der Fassung vom 08.08.1995
(GBI. Seite 617),

jeweils In der derzeit gültigen Fassung.

Verbindliche Bestandteile des Bebauungsplanes sind :

Der Lageplan vom 11.11.2002 / 06.03.2006 /12.06.2006.
Der Textteil vom 11.11.2002 / 06.03.2006 /12.06.2006.

Textliche Festsetzungen
zum Bebauungsplan
im Plangebiet „Bahnhofstraße-West" in Böbingen an der Rems

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:



Textteil zum Bebauungsplan „Bahnhofstraße-West" Proj.-Nr. bo05070

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG

(§ 9 BauGB + BauNVO)

(§9Abs.1 Nr.1 BauGB)

1.3

1.1.1 GE - Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)

1.2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze
und öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,

3. Tankstellen,

4. Anlagen für sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können gem. § 8 Abs 3 BauNVO zuge
lassen werden:

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und Ihm gegenüber In
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund
heitliche Zwecke.

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind gemäß
§ 1 Abs.6 + 9 BauNVO:

- Vergnügungsstätten.

(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB + § 16 BauNVO)

1.2.1 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE Die Zahl der Vollgeschosse Ist als Höchstgrenze festge-
(§ 20 BauNVO)

1.2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL

(§ 19 BauNVO)

1.2.3 GESCHOSSFLÄCHENZAHL

(§ 20 BauNVO)

setzt.

Es gelten die Im Lageplan eingetragenen Werte, soweit
sich nicht aus den festgesetzten überbaubaren Flächen
Im Hinblick auf die Grundstücksflächen Im Einzelfall ein

geringeres Maß ergibt.

Unterschiedliches Maß der baulichen Nutzung, siehe Eintrag Im Lageplan.

BAUWEISE

(§9 Abs.1 Nr.2 BauGB
und § 22 BauNVO)

Abweichende Bauweise 1 (a1),
offene Bauwelse, jedoch Gebäudelängen über 50 m zu
lässig.
Abweichende Bauweise 2 (a2),
offene Bauwelse, jedoch Gebäudelängen über 50 m zu
lässig. Ausnahmswelse kann jedoch nach Norden zur
Bahnlinie hin auf die Grenze gebaut werden, sofern die
Deutsche Bahn AG zustimmt.

Unterschiedliche Bauwelse, siehe Eintrag im Lageplan.

1.4 ÜBERBAUBARE
GRUNDSTÜCKSFLÄCHE

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB + § 23 BauNVO)

1.5 FLÄCHEN FÜR GARAGEN UND
STELLPLÄTZE

(§9 Abs.1 Nr 4 BauGB)

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugren
zen bestimmt.

Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.
Stellplätze sind Innerhalb der flächigen Pflanzgebote
nicht zulässig.



Textteil zum Bebauungsplan „Bahnhofstraße-West" Proj.-Nr. bo05070

1.6 SICHTFELDER

(§9Abs.1 Nr.lOBauGB)
Für private Grundstücksausfahrten sind Sichtfelder von
70 / 3 / 70 m erforderlich. Diese müssen bei den einzelnen
Baugesuchen nachgewiesen werden.
Aus Gründen der Verkehrssicherheit müssen diese Sicht
felder zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen
Sichthindernissen, parkenden Fahrzeugen und sichtbe
hinderndem Bewuchs freigehalten werden.

Einzelbäume, Lichtmasten, Lichtsignalgeber und ähnli
ches sind innerhalb der Sichtfelder möglich, sie dürfen
wartepflichtigen Fahrem, die aus dem Stand einbiegen
oder kreuzen wollen, die Sicht auf bevorrechtigte Fahr
zeuge oder nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer jedoch
nicht verdecken.

Fahrbahn, Gehweg,
Grünflächen als Bestandteil von Verkehrsanlagen i.S.
von § 127 Abs.2 Nr.4 BauGB.

Die Verkehrsgrünflächen entlang der Nordseite der Bahn
hofstraße dürfen von den angrenzenden Nutzern (GE 1
und GE 2) überfahrbar ausgebaut werden. Die Restflä
chen sowie nicht benötigten Flächen sind durch Aussaat
von Wildblumen, Böschungsrasen und Wildkräutern zu
begrünen.

1.8 ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN Ein- und Ausfahrten für Kraftfahrzeuge sind entlang der im

1.7 VERKEHRSFLÄCHEN UND
VERKEHRSFLÄCHEN MIT
BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG

(§9Abs.1 Nr. 11 BauGB)

DIE VERKEHRSFLACHEN

(§9Abs.1 Nr.11 BauGB)

1.9 FÜHRUNG VON
VERSORGUNGSLEITUNGEN

(§9Abs.1 Nr.13 BauGB)

1.10 WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN
FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT

(§9Abs.1 Nr.16 BauGB)

1.11 LEITUNGSRECHTE

{§9Abs.1 Nr.21 BauGB)

1.12 VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ

VOR SCHÄDLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN ODER ZUR

VERMEIDUNG ODER MINDERUNG

SOLCHER EINWIRKUNGEN

(§9Abs.1 Nr.24 BauGB)

Lageplan entsprechend bezeichneten Stellen nicht zuläs
sig.

Versorgungsleitungen für Niederspannung, Fernmelde
dienste usw. sind nur in unterirdischer Bauweise zulässig.

Flächen für die Gewässerunterhaltung der Rems (Gewäs
ser ll.Ordnung) - Gewässerrandstreifen.
Die Fläche ist gemäß den Festsetzungen der Ziffer 1.14
als Gewässerrandstreifen zu erhalten und weiter zu ent

wickeln.

LR - Leitungsrecht:
Leitungsrecht zur Abführung von Oberflächenwasser in
einem Oberflächenwasserkanal zugunsten der Allge
meinheit.

Auf den hierdurch belasteten Flächen sind Einrichtungen,
Anlagen, tiefwurzelnde Bepflanzungen sowie Nutzungen
aller Art, die den Bestand oder Betrieb beeinträchtigen,
nicht zulässig.

Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflächen (GE)
ist durch geeignete Maßnahmen (z.B. Einbau von Schall
schutzfenstern) zu gewährleisten, dass in Wohnräumen
und ruhebedürftigen Kommunikations und Arbeitsräumen
ein Innenschallpegel von 35 dB(A) und in Schlafräumen
von 30 dB(A) nicht überschritten wird.
















